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SED tarnt den Kirchenkampf
Aber die unteren Leitungen haben andere Anweisungen

„Unser Staat führt nicht nur keinen Kirchenkampf, sondern 
hat auch nicht das geringste Interesse daran!“  D ieser Kem satz 
eines von der SED inspirierten Schreibens des „Volkskam m er"- 
Präsidenten Dieckmann steht über der gegenwärtigen Phase 
des Kirchenkampfes in  der Sowjetzone. Man hat m it einigen 
kirehenfeindlichen Aktionen zu sehr die öffentliche Meinung 
gegen sich aufgebracht. Das „Eeisetreten m it unverminderter 
K ra ft“  w ird  zur Richtschnur der kommunistischen Organisatio­
nen. Den Gläubigen bleibt dies nicht verborgen. V ie lfä lt ig  sind 
d ie Methoden, m it denen SED und namentlich die FD J  die 
auch in  der Sowjetzonenverfassung garantierte Glaubensfreiheit 
brechen. Kennt man sie, w ird  die" ganze geheuchelte Ahnungs­
los igkeit der kommunistischen Regierungsfunktionäre offenbar. 
Grundtendenz des Kirchen- halb der FDJ-Kreissekretariate,

kampfes is t: „Bekäm pft die
R e lig ion  als einen Aberglauben, 
aber tut dies auf der unteren 
Ebene, ohne die Staatsorgane 
m it hineinzuziehen.“  Es ist die 
Taktik  der „Jugendweihe- 
Kom itees“  und atheistischen 
Organisationen, die durchweg 
als „fre ie  Interessenvertretun­
gen“  und niemals im  Aufträge 
des Staates agieren. Obwohl 
jedermann weiß, daß die „Ge­
sellschaft zur Verbreitung w is­
senschaftlicher Kenntnisse“  von 
dem SED-Minister F ritz  Eange 
angeleitet w ird  und das Zen­
tra le Jugendweihe-Komitee die 
Vollmachten eines kleineren 
Staatssekretariates besitzt.

FDJ füllt Kirchenbogen aus
Seit Januar haben die unteren 

FDJ-Organisationsleitungen An­
weisung, Berichtsbogen über die 
relig iöse Betätigung ihrer M it­
g lieder anzulegen. In  den FD J- 
Kreisvorständen werden diese 
Form ulare als „K irchenbogen“ 
titu liert. Da F D J  und Schule 
be i Berufswahl, Übergang zur 
Oberschule oder Studium gleich­
ze it ig  ihre Beurteilung abzuge­
ben haben, entstehen den 
christlichen Jugendlichen hier 
mitunter Schwierigkeiten, von 
denen der Staat „natürlich 
nichts w eiß“.

W e ite r: Es besteht eine still­
schweigende Absprache inner-

wonach die K irchgänger unter 
den FD J-M itgliedern  vornehm­
lich zu sonntäglichen GST- 
Übungen und Agitationsein­
sätzen abgestellt werden. In  
Potsdam hat ein FDJ-Sekretär 
als g läubig bekannte Verbands- 
m itg lieder absichtlich zu einem 
Atheisten-Kursus geschickt, um, 
w ie  er erklärte, „m al zu sehen, 
ob die mehr FD J ler oder K ir ­
chenbeter sind“ .

D ie SED verfährt h ier nach 
sowjetischem Prin z ip : Laß t die 
A lten  m it ihrem Glauben ster­
ben, aber die Jugend soll keine 
K irche mehr betreten! D ie 
wenigsten E ltern kennen die 
neuen R ichtlinien des Volks­
bildungsministeriums, das den 
atheistischen Unterricht bereits 
in  der untersten Grundschul­
klasse verfügt. An  Hand pseudo­
wissenschaftlicher Thesen w ird  
schon bei den Sechsjährigen die 
K irche lächerlich gemacht, der 
P fa rrer  den mittelalterlichen 
Hexenmeistern gleichgestellt. In  
Schüleraufführungen der „Jun­
gen P ion iere“  treten die P fa r1- 
rer  als vom  W esten geschickte 
Leu te auf, die den Au ftrag  
haben, die K inder von der 
Schule und vom  Lernen abzu­
halten.

Am  schärfsten ist der K ir ­
chenkampf in  den ländlichen 
Gemeinden entbrannt. Unter 
dem M otto „D er P fa rrer  und

der Gastwirt sind die Feindö 
und Verderber der Jugend“  ver­
sucht man die D orfjugend zui 
kirehenfeindlichen Handlungen 
zu provozieren,

„Jedem seinen Glauben!45
D ie kommunistischen Staats« 

Organe stellen sich diesen D in­
gen gegenüber taub: „W ir  w is­
sen von nichts, haben nichts an­
geordnet und können auch nichts 
dagegen tun. Bei uns hat jed er 
Glaubensfreiheit. W enn .die 
Atheisten so etwas machen,- 
dann ist das ihre Angelegenheit!"

D ie  SED w ird  niemals zuge« 
ben, daß die atheistischen Or­
ganisationen in  der Zone vom  
Staat größte Geldzuwendungen 
erhalten, daß ihnen fast die ge­
samte Presse zur Verfügung 
steht. D ie Anweisungen der 
unteren SED- und FD J-Leitun- 
gen  fü r die politische Erzie­
hungsarbeit strotzen von k ir­
chenfeindlichen Parolen und 
Aufforderungen zum Glaubens­
boykott. N ie  w ird  der Staat da­
fü r verantwortlich zu machen 
sein, denn: Kom m t ein offener 
Verfassungsbruch zur Sprache, 
schiebt man immer einen unte­
ren Funktionär vor, der eben 
„au f eigene Faust“  gehandelt 
hat. W e r  w eiß  schon, daß die 
direkten Anweisungen fü r den 
Kirchenkam pf auf Zentralrats­
und Zentralkomitee - Tagungen 
mündlich ausgegeben werden? 
Erst in  den Bezirken, Kreisen 
und Gemeinden werden sie 
schriftlich fix iert.

In  ihrem  K am pf urn die 
Glaubensfreiheit hat die sow jet­
zonale K irche einen skrupel­
losen, sich ständig neu tarnen­
den Gegner. Ih re Anhänger 
aber w issen dafür, daß ihr 
Glaube eine W affe ist, die der 
SED-Staat so fürchtet, daß er 
ihn m it illega len  M itteln  be^ 
kämpfen muß.
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Die Politik 
ist komplizierter

D er W ahlkam pf in  Baden- 
W ürttem berg w ar aufschluß­
reich. D ie Lokalpo litik  hatte 
ihren Anteil, aber nicht groß. 
W irtschaftliche Fragen  standen 
nicht im  Vordergrund. D ie Bes­
serung der allgemeinen Lebens- 
verhältnisse hat offenbar den 
sozialen Auseinan dersetzungen 
Wucht .und Eindruckskraft g e ­
nommen. D ie tonangebenden 
Wahlkäm pfer haben sich auf 
ailgemeinpolitische Fragen  kon­
zentriert und die P o litik  um die 
W iederverein igung sehr in den 
Vordergrund gerückt. So w ird  
es wahrscheinlich auch in  der 
Bundesrepublik werden.

Stören die Divisionen ¥
Nun ist es gew iß kein Schade, 

daß ©ich die allgem eine A u f­
merksamkeit stärker auf die 
gesamtdeutsche F rage  konzen­
triert und auf alles, was damit 
zusammenhängt. Es geschähe 
zwar besser nicht im Streit, son­
dern in  Zusammenarbeit der 
Parteien, doch das muß wohl 
vorläufig in  ■'Kauf genommen 
werden. W idersprochen werden 
muß aber gew issen Argumenten. 
D ie Reden  Thomas Dehlers und 
ähnlich sprechender Po litik er 
können und sollten vielleicht 
den Eindruck erwecken, daß w ir  
die W iederverein igung schon 
hätten oder ih r doch näher w ä­
ren, wenn die Bundesrepublik 
sich w en iger an den Westnjiäch- 
ten und mehr an der Sow jet­
union orien tiert hätte. Das aber 
ist falsch und nur geeignet, die 
sowjetisch© Illusion  zu nähren, 
daß man die Westdeutschen 
vielleicht doch noch zu einer 
W iederverein igung m it schrump­
fender F reiheit überreden könn­
te. W ir  haben h ier immer den 
Standpunkt vertreten, daß eine 
konstruktive westliche W ieder- 
vereinigungspolitik in  ihre Über­
legungen auch Denken und Si- 
ciierheitsbegehren der Sow jets 
einbeziehen muß. A ber nichts in 
der sowjetischen P o litik  der ver­
gangenen zehn Jahre gegenüber 
Deutschland ist geschehen, das 
rückschauend den Eindruck ma­
chen könnte, eine^ w irkliche 
Chance sei vorhanden gewesen 
jm tl versäumt worden.

W oh in  Simpliflzierungen der 
politischen Diskussion führen, 
das ze ig t auch der sicher nicht 
ohne Absicht gerade in diesen 
Tagen  geschriebene B rie f von 
104 evangelischen Geistlichen 
Baden - W ürttem bergs an den 
Bundestag. Das Zentralorgan der 
SED hat m it Freuden den vollen 
W ortlau t abgedruckt. D ie A u f­
stellung westdeutscher D ivisio­
nen sei verhängnisvoll und auf 
keinen F a ll dürfe aufgerüstet 
werden, solange Deutschland ge ­
spalten sei, so heißt es in  dem 
B rief.

Zu fä llig  ist es gerade zehn 
Jahre her, daß auf der Pariser 
Außenministerkonferenz im  
A p r il 194G von Byrnes der ame­
rikanische P lan  fü r fünfund­
zw anzigjährige Entm ilitarisie­
rung eines w iedervereinigten 
Deutschlands vorge leg t —  und 
von M olotow  abgelehnt wurde. 
Zehn Jahre lang ist W est­
deutschland entm ilitarisiert ge­
blieben, w as w eder den K rem l 
noch Pankow  zu einer Freigabe 
des W eges zur W iederverein i­
gung veranlaßt hat. Und sind 
die Briefschreiber w irk lich so 
naiv, eine W iederverein igung zu 
fordern, in  die die sogenannte 
D D R  ihre bewaffneten kommu­
nistischen M ilizen und Kadres 
einhringt, die Bundesrepublik 
aber vertrauensselig m it ein igen 
tausend Po lizisten  und Gendar­
m en antritt, um eine W ieder­
holung des P ra ge r  Futsches 
recht leicht zu machen?

Soli Berlin wählen?
A ber auch fü r Berlin  muß man 

wünschen, daß die politischen 
Gegebenheiten, nicht zu verein­
facht gesehen werden. Der Se­
nat möchte, daß die Abgeordne­
ten Berlins zum Bundestag 
kü n ftig  vfie im  Bundesgebiet in 
allgem einen W ahlen gewählt 
und stimmberechtigt werden. 
Begründet w ird  dieses Verlan­
gen  damit, daß das Band W est­
berlins m it dem Bund im  In ter­
esse der Sicherheit Berlins nicht 
en g  genug sein könne und daß 
B erlin  an dem Bundesrecht, das 
ja  auch fü r B erlin  g ilt, entschei­
dend m itgestalten w ill. Das 
k lin gt einleuchtend und ist wün­
schenswert. Trotzdem  täte der 
Senat gut, seinen Beschluß im  
H inblick auf die kompliziert© 
W irk lichkeit W estberlins zu re ­
vidieren.

D ie Sicherheit W estberlins be­
ruht auf dem Viermächtestatus

Gesamtberlins. A u f ihm und den 
westlichen Garantien beruht die 
Anwesenheit der westlichen Be­
satzungstruppen und die F re i­
heit der Verbindungswege. D ie 
Antworten des Sowjetbotschaf- 
ters Puschkin auf w esta lliierte 
Vorstellungen lassen jedesmal 
den sowjetischen W iderw illen  
gegen den Viermächtestatus 
spüren. Es ist- nicht zu erken­
nen, warum die Sicherheit W est­
berlins durch seine unmittelbare 
E inbeziehung in die Bundestags­
wahl größer werden sollte. D ie . 
Sicherheitsgarantien der drei 
W estmächte und der N A T O  w er­
den dadurch nicht verstärkt.

D er Viermächtestatus' ist der 
staats- und völkerrechtliche Aus­
druck der Besonderheit Berlins. 
Und diese Besonderheit W ieder­
um ist der Ausdruck der T a t­
sache, daß es außer und Über 
Bundesrepublik und D D R  noch 
das ganze Deutschland gibt, fü r 
das B erlin  Symbol ist.

Das ist nicht nationale M y­
stik, sondern hat sehr rea le B e­
deutung. D ie  vielberu fene V er­
antwortung der v i e r  Mächte 
fü r  d ie W iederverein igung 
Deutschlands w ird  durch dte 
eigenartige Existenz Berlins da­
vo r bewahrt, sich aus einer von 
der W irk lichkeit gestellten ge­
samtdeutschen Aufgabe zu ver­
flüchtigen in  den N ebel vö lker­
rechtlicher Theorie und diplo­
matischer Spielerei. D ie  Aufgabe 
W estberlins ist es deshalb g e ­
rade, seine Verbindung m it der 
Bundesrepublik n i c h t  bis zur 
äußersten staatsrechtlichen V o ll­
kommenheit zu entwickeln, Bon­
dern seine staats- und vö lker­
rechtliche Besonderheit zu b e­
wahren. Absolute Vollkommen­
heit; Perfektionism us im  staats­
rechtlichen Anschluß W estber­
lins an die Bundesrepublik 
würde Perfektionism us in der 
Übertragung der deutschen Spal­
tung au f B erlin  bedeuten. N ie ­
mand w ürde davon mehr erfreut 
sein als die DDR-Kömmunisten, 
die zw ar die sowjetische Besat- 
zungszone fü r W estberliner 
präktisch geschlossen haben, 
eher d ie Verbindung zwischen 
W estberlin  und Ostberlin unter 
Beschränkung auf Schikanen 
offen lassen müssen w egen  des 
besonderen Status Berlins.

D ie indirekte W ah l der B er­
liner Bundestagsabgeordneten 
durch da& Abgeordnetenhaus



Weg frei für Bundeswehr
Wehrergänzuiig und Soldatengeseia verabschiedet 

Bona (Eigenbericht). B e r  Bundestag' hat m it der Ver&bsehio- 
dnng  der Welirergjänzung-en zum Grundgesetz und des Soldaten- 
gesetzes In zw eiter und dritter Lesung die endgültig© Grund­
lage fü r d ie Bundeswehr geschaffen. A u f Grund dieser beiden 
Gesetze kann die Bundesregierung je tz t d ie 150 009 F re iw illigen  
fü r d ie neuen Streitkräfte einstellen» d ie ihrer Ansicht nach 
benötigt werden. B io  E inberufung von Wehrpflichtigen, kann 
erst dann erfo lgen , wenn ein besonderes W ehrpflichtgeset» 
erlassen, worden ist.

L ieber Leser!
W ir  wollen gern wissen, w ie  dia 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. Dia 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansicht«- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der an fo lgende Adresse zu 
schicken:

Herrn K . JE e g n  S 

Beriin-Tcm pelhof 1 
M anfied-v.-B ichthofen-Str. 2, I I  

Fa lls  Sic den kleinen TA G  
mit der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ihra Anschrift, nicht 
aber d ie Marke von dem B r ie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihr© 
H ilfe .

Eisenhower antwortet Bulganin
Washington (D P A ). Präsiden»

Bisenhower hat d ie Sowjetunion 
erneut aufgefordert, m it d e «  
USA gemeinsam fü r d ie a llge­
meine Abrüstung und d ie Ab- 

-wondung der Atom kriegsgefahr 
an arbeiten. G leichzeitig w ieder­
holte er seine Anregung, seinen 
eigenen P lan fü r d ie Iniftinspek- 
iion  m it den von der Sow jet­
union vorgescM agenen Boden- 
inspektionen zu verbinden.

.Die Vorschläge Eiseiihowerss 
sind in  einer Antw ort auf den 
langen Abrüstungsbrief Bulga- 
nina enthalten, m it dem der so­
w jetische M inisterpräsident im 
September den Briefwechsel mit 
Eisenhower eröffnet hatte.

Eisenhower hebt in  seinem 
B rie f hex-vor, daß nach seiner 
Ansicht vor allem darauf hin­
gearbeitet werden müsse, die 
Gefahr eines Atoinkrieges abzu­
wenden. „A ls  w ichtigsten Schritt 
in  dieser Richtung und als E r­
gänzung einer zufriedenstellen­
den A rbeit unserer L u ft- und 
Bodenlnspektion sind die USA 
bereit, zusammen m it anderen 
■Nationen geeignete und sichere 
Vorkehrungen zu schaffen, damit 
die künftige Produktion von 
Ausgangsmatei’ia l zur Atomspal­
tung n irgendw o in der W elt 
länger dazu verwendet werden 
kann, d ie Vorräte an Explosiv­
waffen zu vergrößern."

F ü r die Ergänzungen des 
Grundgesetzes stimmten SSO A b ­
geordnete a ller Fraktionen, da­
gegen. 26 Abgeordnete der SPD. 
Das Soldatengesetz wurde ge­
gen die Stimmen der SPD ver­
abschiedet. D ie  W ehrergänzun­
gen und das Soldatengesetz ge­
hen je tz t an den Bundesrat, der 
sieh m it ihnen am 16. März in 
einer Sondersitzung in  Berlin 
befassen w ird . A u f Beschluß des 
Bundestages w eiden  die neuen 
Streitkräfte d ie Bezeichnung 
Bundeswehr tragen. D er Name 
Wehrmacht wurde ausdrücklich 
¡»bgelehnt.

D is  umstrittene E’rage des 
Oberbefehls wurde so geregelt, 
daß der Oberbefehl im Frieden  
beim Bundesverteidigungsmini- 
ster und im  K r ie ge  beim Bun­
deskanzler liegt. Dem Bundes­
präsidenten kommen nur be-

S ta itgart (A P/D PA ). Bei den 
W ahlen zum neuen Landtag in 
Baden-W ürttem berg hat es kei­
nen Erdrutsch gegeben. B is auf 
eine Verschiebung zugunsten der 
CDU, die als stärkste Parte i 
hervorging, trat in der po li­
tischen Konstellation keine w e­
sentliche Änderung ein. Von den 
320 Sitzen im Landtag erhält die 
CDU 66 (bisher 50).

A ls zweitstärkste Parte i erhält 
die SPD  36 (bisher 38 Mandate), 
die F D P  21 (23) und der E H E  7

stimmte Repräsentationsrechte 
zu. In  einer Kampfabstimmung 
wurde festgelegt, daß die B e­
rufssoldaten und die „Soldaten 
auf Zeit“  vere id igt werden.

D er Vorsitzende des Verte id i­
gungsausschusses Dr. Jäger 
(CSU) erklärte, die jetz igen  E r­
gänzungen des Grundgesetzes 
seien notwendig, w eil bisher im 
Grundgesetz keine w ehrpoliti­
schen Bestimmungen enthalten 
seien. D ie Bundeswehr müsse 
eine Sache des ganzen Volkes 
werden, nicht nur einer Parte i 
oder Fraktion. Durch die neuen 
Ergänzungen der Verfassung 
werde der Prim at des Politischen 
über das M ilitärische gesichert, 
indem die Befeh lsgewalt über 
die Truppen dem Verteid igungs­
m inister übertragen werde. Dr. 
Mende betonte die Zustimmung 
der F D P  zu den Grundgesetz- 
änclerungen.

(bisher 6) Mandate. D ie K P , die 
im  alten Parlam ent v ier A bge­
ordnete stellte, scheiterte dies­
mal an der Fünfprozent-Klausel. 
Ebenfalls werden die Splitter­
gruppen Bund der Deutschen, 
Gesamtdeutsche Volkspartei und 
Deutsche Gemeinschaft im P a r­
lament nicht vertreten sein.

Auffa llend war die '.schwache. 
W ahlbeteiligung, die 71,3 P ro ­
zent betrug. Sie w ird nicht zu­
letzt auf das I-Iochwasser in v ie­
len Teilen  des Landes zurück­
geführt.

So wählte Baden-Wü rtlem berg
_________________ Stimmen P roz. Sitze Proz. Proz.

C D U . . .  1 392 326 42,6 66 760)*) Sfiff 52T
SPD  . . .  912 557 28,9 36 (38) s »,0 280

• • ■ M l  283 W .« 21 (23) 18,0 12 7
B IIE  . . . 204 280 6,2 7 (6) 6 3 5 4
K F D  . . . 104 612 3,2 -  (4) 4,4 |,S

*) In  Klammern die Zahl der Sitze im  alten Landtag ’ -  
TArgleichszahlen: 3952 Wahl zur verfassunggebenden Landes­

versammlung, 1958 Bundestagswahl.

Kein Erdrutsch In Stuttgart
CDU bleibt stärkste Partei



Ulbricht verurteilt Stalin
D T . Nun hat auch W a lte r  U l­

bricht m it einem langen Artikel 
im  „Neuen Deutschland“ die A b ­
kehr von Stalin vo llzogen und 
das Stichwort zur Umschulung 
der SED gegeben. W ährend er 
noch in seinem Bericht Über den
19. Parte itag  der K P d S U  (B) am 
22. Oktober 1952 Stalins W erk  
„ökonomische Problem e des So­
zialismus in  der U dSSR“ als 
eine „geniale A rb e it" und als 
ein „M eisterw erk“ fe ierte, zu 
dessen Lektüre er aufrief, 
spricht er je tz t nach dem
20. Parte itag  von „theoretischen 
Fehlern“ , die das W erk  enthalte 
und die nun korrig iert worden 
seien. Kategorisch verneint er 
die Frage, ob Stalin zu den 
„K lassikern“  des Marxismus ge­
höre. U lbricht sagt sogar, daß 
der große und weise Mann, w ie  
er ihn früher zu nennen pflegte, 
durch seinen Personenkult und 
dadurch, daß er sich „über die 
P a rte i stellte“ , der K P d S U  und 
dem Sowjetstaat bedeutende 
Schäden zugefügt habe. Das ist 
richtig, und einer der Schäden, 
d ie der Sowjetunion aus der P o ­
lit ik  Stalins erwuchsen, heißt 
Ulbricht, und ein anderer heißt 
D D P . Auch das w ird  einmal in 
Moskau eingestanden werden.

Das Erstaunliche ist nur, daß 
solche neuen Einsichten niemals 
aus den so souveränen Satelli­
tenstaaten, sondern immer nur 
aus Moskau kommen —  als ob 
man z. B. in  Pankow  nicht 
selbst denken könne. Erst wenn

Moskau gesprochen hat, dann ist 
das Gesprochene zum Nachplap­
pern auch fü r die Satelliten fr e i­
gegeben. D a s ist ihre Freiheit, 
und s o sieht sie aus: w eder 
schön, noch souverän, und sie 
hinterläßt deshalb einen pein­
lichen Beigeschmack. Das ist um 
so erstaunlicher, als doch w est­
liche Po litik er  in  Pankow  laut 
gelobt werden, wenn sie einmal 
—  w ie  soeben der französische 
Außenminister Pineau —  trotz 
ihrer „imperialistischen Knech­
tung durch die U SA“ selbstän­
d ig und e igenw illig  an der P o li­
t ik  des Westens K r it ik  üben. Eine 
solche Unabhängigkeit müßte 
doch auch fü r diejenigen erreich­
bar sein, die dort herrschen, wo 
in  B erlin  „der demokratische 
Sektor beginnt“ .

Man sollte deshalb, wenn jetzt 
die Umschulung der SED (von 
Stalin fo rt zu Chrustschow) be­
ginnt, au f allen Versammlungen 
und Schulungsabenden der Zone 
die F rage  stellen, seit wann U l­
bricht eigentlich Stalin fü r einen 
Schädling hält und aus welchem 
Grunde er diese immerhin wich­
tige  Erkenntnis nicht schon 
früher offen geäußert hat. Man 
kann auch fragen, warum er 
Stalin heute so hart verurteilt, 
wenn er ihn vor kurzer Zeit 
noch als den genialen, großen 
und weisen Führer der Völker 
rühmte. Oder ist bereits die 
F r a g e  nach dem plötzlichen 
Umsturz der Überzeugung des 
obersten Genossen gefährlich?

Die Politik ist komplizierter
(Fortsetzung von Seite 2)
und ihr fehlendes Stimmrecht 
hat auch w eder unseren W ieder­
aufbau und die H ilfe  der Bun­
desrepublik gehindert noch die 
politische und ge istige  Verbun­
denheit zwischen B erlin  und der 
Bundesrepublik beeinträchtigt. 
N iem als auch ist im  Bundestag 
eine Abstimmung wegen der 
Stim mlosigkeit der Berliner Ab­
geordneten gegen Berlins In ter­
essen ausgegangen. W ohl aber 
werden die Meinungen der B er­
liner Abgeordneten in allen 
Fraktionen besonders beachtet. 
Bei der CDU/CSU hat sogar der 
„stimmlose“ Berliner Bundes- 
tagsabgeordnete D r. Heinrich 
K rone die Schlüsselstellung als

Vorsitzender der Bundestags­
fraktion. N icht von der Stimme 
—  die ist ohnehin nur eine unter 
fünfhundert — , sondern von der 
persönlichen und sachlichen Au­
torität des einzelnen Abgeord­
neten hängt es ab, w ie  intensiv 
er m itgestalten kann.

Sollte sich im Lau fe der Zeit 
eine grundlegende Veränderung 
der Betrachtungsweise ergeben, 
dann kann der Vorschlag des 
Senats immer noch realisiert 
werden. Heute jedenfalls wäre 
die Realisierung bedenklich. 
Deshalb sollte man auch nicht 
die Korrektur den verbündeten 
A lliierten  überlassen, sondern 
selber korrigieren. D ie Berliner 
Bevölkerung w ird  das ganz

Rechenkünstler
Unablässig zerpflückt d ie m it­

teldeutsche Bevölkerung die 
Prop'agandaargumente der SED- 
Agitatoren und fra g t immer w ie­
der m it erbarmungsloser H art­
näckigkeit (von der man in der 
Bundesrepublik lernen könnte) 
nach der W iedervereinigung. 
Auch der Kreisverband Görlitz- 
Stadt der FD  J diskutierte kürz­
lich sehr ernst ein ige  SED-The- 
sen und kam zu dem Ergebnis: 
„D ie  D D P  ist nur ein D rittel 
Deutschlands, und die Bundes­
republik umfaßt zwei Drittel. 
Bei solch klarem  Verhältnis ist 
es vermessen, zu erklären, daß 
die D D P  die Zukunft ganz 
Deutschlands verkörpert.“

„A n  ein ige Rechenkünstler“ 
richtete darauf das SED-Organ 
„Sächsische Zeitung" eine Zu­
rechtweisung: „Anscheinend ha- 

‘ ben die G örlitzer Freunde nicht 
begriffen, daß es D inge gibt, 
die über das kleine Einmaleins 
hinausreichen.“  D er ideologische 
Oberrechenkünstler des Blattes 
versteht darunter: „Hunderttau­
sende A rbeiter und Bauern 
Westdeutschlands haben in un­
serer Republik den Staat er­
kannt, den auch sie sich wün­
schen. Diese Hunderttausende 
wurden von den Görlitzer Ju­
gendfreunden in  ihrem rechne­
rischen Salto mortale vergessen. 
Deshalb geht d ie Rechnung der 
Freunde in  Görlitz nicht auf, 
deshalb sind w ir  tro tz des k le i­
neren Territoriums stärker und 
haben die Zukunft auf unserer 
Seite.“

Angenommen, es gäbe w irklich 
die „Hunderttausende“  in der 
Bundesrepublik, die sich danach 
sehnen, in der Zone zu wohnen, 
arbeiten und auf Lebensm ittel­
karten leben zu können: D ie 
Rechnung g inge doch nie auf. 
D ie Görlitzer Jugend kann doch 
besser rechnen als die SED-Pro- 
pagandisten. „ „

sicher verstehen. Und sie w ird  
nur erfreut sein, w enn  ihr ein 
W ahlkam pf im nächsten Jahr 
erspart bleibt, der w ie  jeder 
W ahlkam pf Unruhe und U n­
ein igkeit bringt.



So sind sie wirklichs

Der 5 , bürgerliche“ Agitator Pankows
E s g ib t bestimmte politische 

Situationen, in  denen die 
SED auf einen „Bürgerlichen“ 
zurückgreifen muß, um undemo­
kratische Maßnahmen vor der 
W eltöffentlichkeit zu bagatelli­
sieren. M it Vorliebe p fleg t sie 
sich dazu des Präsidenten der 
„Volkskammer“ , Johannes Dieck­
mann, zu bedienen. Dieckmann 
hat die sowjetzonalen Konzen­
trationslager, von denen sich 
heute sogar die SED distanzie­
ren möchte, verte id igt und sank­
tioniert. Dieckmann hat die 
Forderung nach Freilassung der 
Kriegsgefangenen als „faschisti­
sche Paro le“ bezeichnet und vor 
der W eltpresse behauptet, es 
gäbe keinen sowjetzonalen 
Flüchtlingsstrom. D ies zu einer 
Zeit, als täglich mehr als 1000 
Menschen aus der Zone nach 
W estberlin  geflüchtet sind.

M it seinem „B rie f an einen 
evangelischen Freund in  W est­
deutschland" hat Dieckmann 
auch je tz t w ieder in  die P o litik  
eingreifen wollen. A ls  Sohn 
eines Geistlichen verte id igt er 
den Kirchenkampf seines R e g i­
mes, der M illionen Menschen in 
Gewissenskonflikte zu bringen 
droht. E in Radikalkommunist, 
ein in Moskau umgeschulter 
Em igrant ?

Vom Kaisertreuen 
zur Koten Fahne

Dieckmann, heute 63 Jahre 
alt, hat Nationalökonomie und 
Handelswissenschaften studiert. 
A ls Hauptmann der kaiserlichen 
Armee stieg er m it monarchisti­
schen Tendenzen in die Politik . 
A ls sein K a iser ging, wurde er 
Osnabrücker Sekretär der Deut­
schen Volkspartei (D V P ). Seine 
Beziehungen zu Stresemann, in 
denen er biographisch schwelgt, 
haben nach den Berichten sei­
ner Zeitgenossen nie bestanden. 
E in „Möchtegern“ , ein maßloser 
Streber kam m it Dieckmann in 
die deutsche Po litik .

Von 1922—1933 leitet er die 
Deutsche Volkspartei im  ■ B e­
z irk  Ostsachsen, ih r verdankt 
er ein Mandat im  Landtag. 
Eine von ihm forcierte „Junge 
Deutsche Volkspartei“ sollte 
seinen extrem  nationalistisch­

ÜOHANNES DIECKMANN

monarchistischen Zielen dienen. 
Während seiner gesamten Amts­
tätigkeit zeig te er auf Kund­
gebungen die schwarz-weiß-rote 
Fahne m it der Kaiserkrone. D ie 
Nazis sahen ihn m it W oh lw ol­
len, die Kommunisten bezeich- 
neten ihn in  ihrer Presse als 
„Nationalfaschisten“ . So bleibt 
er auch nach 1933 ungeschoren. 
A ls Syndikus der Koh lenw irt­
schaft hat er m it seinen heuti­
gen Genossen w en ig  gemein. (

„M an muß die Küssen 
unterstützen!“

Daß er trotzdem  nicht M it­
glied  der N S D A P  geworden ist, 
prädestiniert ihn 1945 erneut für 
die Po litik . Dieckmann w ird  
M itbegründer’ der neuen „Demo­
kratischen . Parte i Deutschlands“ , 
die später in der L D P  aufging. 
„Man muß die Russen unter­
stützen, um gegen die Kommu­
nisten anzukommen!“ ist seine 
etwas seltsame Theorie. A ls 
Zonenvorstands - M itg lied  der 
L D P  und Geschäftsführer der 
landeseigenen Sächsischen K oh ­
lenkontor-GmbH zeigt er noch 
keine sichtbaren kommunisti­
schen Ambitionen. Seine K P D - 
Ko llegen  bezeichnen ihn als 
„waschechten Reaktionär".

M it seiner Berufung als
Justizminister des Landes Sach­

sen CDieckmann w ar n ie  Jurist 
gew esen!) erlebt der Ehrgeizige 
1948 den großen Gesinnungs­
wandel. Von den heutigen 
Zonenfunktionären ist er —  
geis tig  gesehen —  der jüngste 
Kommunist. Dieckmanns R o lle  
als Justizm inister ist eines der 
dunkelsten K ap ite l seines L e ­
bens. D ie SED lacht über diesen 
Mann, aber sie lernt ihn zu 
schätzen. E r is t eines der bür­
gerlichen Aushängeschilder ihrer 
Po litik . 1949 im  „Deutschen 
Volksrat" zeichnet sich schon 
seine künftige Regierungsstel-, 
lung ab. Im  Oktober des g le i­
chen Jahres übergibt man ihm 
das Präsidium  der „Prov isori­
schen Volkskammer", die sich 
nur aus Tarnungsgründen als 
Provisorium  bezeichnen mußte. 
D ie  Oktober-„W ahl“  von 1950 
„bestätigt“  ihn in  seinem 
hohen Amt.

Dieckmann wurde zum F e ie r­
tagsredner, zum A gita tor des 
Regimes. Dutzende Male hat er 
der SED in  schwierigen Situa­
tionen zur Seite gestanden, wenn 
er unpopuläre oder terroristi­
sche Maßnahmen durch be­
schwichtigende Erklärungen zu 
bagatellisieren suchte. In  einem 
persönlichen Telegram m  dankte 
er dem Oberbefehlshaber der 
sowjetischen Truppen in  
Deutschland fü r dessen Panzer- 
unterstützung beim  T7.-Juni- 
Aufstand. Zum 60. Geburtstag 
gab ihm die SED —  gew isser­
maßen als nachträgliche Reha­
b ilitierung seiner Justizmini­
ster-Tätigkeit —  den „Doktor 
der Rechte ehrenhalber".

A ls  die SED einmal tatsäch­
lich der ehrlichen Meinung war, 
man würde sie als Sprecher in 
der Deutschlandfrage vor die 
U N  zitieren, hatte man in  Pan­
kow  schon Dieckmann fü r diese 
Aufgabe bereit gestellt. E r hätte 
auch hier die Interessen jener 
Parte i vertreten, die ihn zur 
Macht kommen ließ. Dabei ist 
dieser Mann niemals Kommu­
nist. D ie SED ist ihm so frem d 
w ie  das Parteibuch der L D P . 
Sein Ehrgeiz, der ihn von der 
Monarchie zur roten Fahne 
trieb, ist ihm Glaubensbekennt­
nis genug,.



Das verfahrene Parieilehrjahr
Noch m  ein Kongreß^ und der R ietz-Verlag Ist pleite

ITiejraeim Tage  lang Jiatten ©stberilus Buchhändler geliofft, 
der D ietz-Verla#, Produzent a ller parteiamtlichen L iteratur, 
würde d ie je tz t  in  Moskau verrissenen Bücher Stalins und sei­
ner Anhänger unbehindert im  Kandel belassen. D ie  das Ge­
schäft w itterten, haben in diesen zw ei Wochen an politischer 
L iteratu r mehr verdient als sonst in einem ganzen Jahr. Bin 
B ua auf Stalin und Ulbricht setzte '©in. Namentlich die SED- 
Funktionär^ versuchten sich in stiller Schadenfreude rasch noch 
m it den „ketzerischen W erken“  einzudecken. „B itte  einmal 
16 Bände Stalin fü r  80 Marls.’ “  war in diesen Tagen kein unge­
wöhnlicher Wunsch.

Jetzt hat der D ietz-'Verlag 
eingetrieben, was noch eirzu- 
treiben war. Bei den politisch 
ängstlichen Buchhändlern, die 
sich nicht mehr zu verkaufen 
trauten, werden ganze W agen­
ladungen politischer L iteratur 
abgeholt. D ie „Parte ib ib el“ , die 
„Geschichte der K P dS U “ , Sta­
lins meisterliche Fälschung der 
Geschichte Sowjetrußlands bis 
1937, w ird  bereits schwarzge­
handelt. W yschinskijs „Gerichts­
reden“ , die gefälschten Pro to ­
kolle der Moskauer Prozesse, 
sind nirgends mehr zu haben. 
Sogar U lbricht3 W irtschafts-

B erlin  (Eigenm eldung). Ein© 
I J rotes terklärung der Evange­
lischen Kirehenlcitung Berlin- 
Brandenburg gegen die Behin­
derung des SleligioiisUnterrichts 
an den Schulen im Sowjotsektor 
Berlins ist in allen evangelischen 
Gottesdiensten verlesen worden.

In  der Erklärung verwahrt 
sich die Kirchenleitung gegen 
die neue Anweisung des Ostma- 
gistrats, nach der die Kateche­
ten zukünftig von einer Zulas­
sung der Schulleiter abhängig 
sein sollen und der Relig ions­
unterricht an den Oberschulen 
überhaupt verboten w ird. Sie 
fordert ihre so fortige Aufhe­
bung. D ie K irche könne eine 
Kontro lle der kirchlichen Unter­
weisung durch außerkirchliche 
Stellen nicht hinnehmen.

Außerdem w ird  von der K ir ­
chenleitung darauf hingewiesen, 
daß die „Ungeheuerlichkeit“  die­
ser Anweisung einen Bruch des 
Berliner Schulgesetzes bedeutet. 
D er K irche sei dadurch ein 
K am pf aufgezwungen worden, 
den sie nicht gew ollt habe.

Bischof D ibelius betonte in 
einer P red ig t in der Ostberliner

theorien sind zum ersten M ale 
seit -ihrer Drucklegung ausver­
kauft. Stillvergnügt werden sie 
in Parteikreisen nachgelesen 
und aktuell kommentiert. An­
dere, die zu ähnlichen Anlässen 
schon früher „gefährliche" Bü­
cher hamsterten, ziehen jetzt 
A nton Ackermanns „Deutschen 
W e g  zum  Sozialismus^ aus den 
stillen W inkeln ihres Bücher­
schranks. N ur w er das starre 
Dogm a einer kommunistischen 
Parte i kennenlernte, kann diese 
ketzerischen Handlungen ganz 
verstehen . . .

Marienkirche, daß er kein W ort 
sagen wolle, was die Spannun­
gen in der kirchlichen La ge  in 
der Sowjetzone vermehren könn­
te. D ie K irche w olle in dieser 
Stunde, dsiß Frieden werde, und 
sie habe das äußerste zu tun, 
daß Leiden  verhütet würden. 
Aber sie scheue sich auch nicht 
vor einer Zeit des Kam pfes und 
des Leidens. „W ir  haben es seit 
2000 Jahren erlebt und erst vor 
kurzem, daß der K irche in sol­
chen Zeiten große  Glaubens­
kräfte erwachsen."'

Zweite Äiöm-Gemetascaali
Paris (A P ). D er europäische 

W irtschaftsrat (OEEC) hat die 
„großen Umrisse“  eines Planes 
zur Zusammenarbeit seiner 
17 M itgliedstaaten sow ie der 
U SA und Kanadas auf dem Ge­
b iet der Atom energie geb illigt. 
E r beschloß, zum weiteren Stu­
dium des Planes einen Sonder­
ausschuß einzusetzen, der inner­
halb von drei Monaten den M i­
n istem  Bericht erstatten soll.

Ara härtesten betroffen  sind 
die Schüler des SED-Parteilehr- 
jahrs. A lle  vergangenen Bemü­
hungen sind umsonst gewesen. 
D ie Geschichte der K PdSU  
nützt ihnen heute keinen P f i f ­
fe r lin g  mehr. Noch vor Ulbrichts 
Rückkunft aus Moskau hat die 
Abt. Parteischulung dos Zen­
tralkomitees das gesamte P a r ­
teilehrjahr 1956/56 annulliert. 
Gegenwärtig sind die Doku­
mente des X X . Moskauer P a r ­
teitags das einzige Schulungs­
material der SED. Und das 
knapp drei Wochen vor Beginn 
der I I I .  SED-Parteikonferenz!

D er D ietz-Verlag hat, einem 
ersten Überschlag zufolge, un­
geheure m aterielle Einbußen 
erlitten. M it nahezu 40 M illio ­
nen unverkauften Exemplaren 
der Standardliteratur und er­
heblichen Mengen je tz t erst 
noch einmal zu überprüfender 
SED-theoretischer W erke kann 
er nur noch auf staatliche Sub­
ventionen hoffen. E in besonde­
res Pech hatte die Abt. Pa rte i­
schulung des SED-ZK, die genau 
vier Wochen vor Beginn der 
Moskauer Tagung das gesamt® 
Schulungsmaterial fü r die fo rt­
geschrittenen Leh rgänge in 
Druck gehen ließ und bisher 
nicht verkaufen 'könnte.

Und! was sagt U lbricht ?
Ulbrichts erste Erklärung nach 

seiner Ankunft in B erlin  war 
eine Manifestation der Un­
sicherheit. Er, der fle iß igste 
Schüler Stalins, h ielt eine Büt­
tenrede auf den alten Meister, 
die sogar hartgesottene Kom ­
munisten in Erstaunen setzte. 
N u r die F rage  seiner inzw i­
schen rehabilitierten Pa rte i­
fe inde hat er stillschweigend 
übergangen. Dafür stürzt' sich 
die gesamte SED-Argtunentätioh 
je tz t in seltener Verbissenheit 
ausgerechnet auf die w irt­
schaftlichen Thesen des X X . 
Moskauer Parteitags, obwohl 
die politischen im Augenblick 
weitaus interessanter wären.

B is Ende März, zur Pa rte i­
konferenz der SED, dürfte »ich 
h ier noch mancher Bocksprung 
ereignen. Denn allein m it R e fe ­
raten über die kommende E lek­
trifizierung Transkaukasiens ist 
eine so große ideologische Um ­
schichtung. w ie sie in Moskau 
erfolgte, auch in der' SED nicht 
abzutun.

Schärfe Proteste von der Kanzel
Bia Kirebe woJIta uielit d e » Kaiapl — Dibelius änrAnt



Berlin als Haeplgewi.ee ©riefet
99 Schäler aus Westdeutschland lernen die Insel-Stadt kennen

Berlin (E igenbericht). Es ist 
viel, sehr viel, was auf dis 
99 Mädchen und. Jungen aus 
Diddersee, Bramsche und W at­
tenscheid- einstürmt. Berlin  ver­
w irrt sie, es ist Neuland in  Je­
der Beziehung. N icht nun daß 
sie aus K leinstädten in die 
größte Stadt Deutschlands kom­
men, die U-Bahn kennenlernen 
oder doppelstöckige Busse be­
staunen dürfen. Sondern es ist 
auch der äußerliche Kontrast 
zwischen W est und Ost, der sia 
betroffen macht. Bisher kannten 
sie diesen Schnitt durch dis 
Stadt nur vom Hörensagen. 
Jetzt sind sie selbt im  Bereich 
der Sektorengrenze.

Le id er haben die westdeut­
schen Schüler nur acht Tage  
Zeit. Dabei ist es ih r größter 
Wunsch, a ll die politischen und 
sozialen Kragen praktisch zu er­
forschen, die sie in den vergan­
genen sechs Monaten theoretisch 
fü r das Weihnachts-Preisaus­
schreiben der „Bundeszentrale 
fü r den Heim atdienst" öureh- 
arbeiten mußten.

Was hieß das schon?
V or einem halben Jahr noch 

wäre es besser gewesen, diesen 
14- bis 16jährigen nicht m it F ra ­
gen über Berlin  zu kommen. Da­
mals waren ihre Vorstellungen 
über die politische Situation 
unserer Stadt mehr als unbe­
stimmt. Sie geben es ehrlich au. 
D ie E ltern hatten zwar gelegent­
lich vom  alten Berlin  m it sei­
nen glanzvollen Theaterprem ie­
ren oder Studentenbällen er­
zählt, und im  Radio hatte man 
oft L ied er auf dl® Spree, die 
Panke oder den Berliner Bären 
gehört. A ber was hieß das 
schon ?

Heute jedoch kann man diese 
Schüler ruh ig über die A u fte i­
lung- der W estberliner Bezirke, 
die wichtigsten Sektorengrenz­
übergänge, d ie Problem e der 
Flüchtlinge oder der Ost-Abitu­
rienten befragen. Dia jungen 
Westdeutschen geben bessere 
und überlegter® Antworten, als 
vielleicht mancher Erwachsene.

B s w ar eigentlich ein E xperi­
ment, das die Bundeassentrale fü r 
den Heimatdienst m it ihrem 
letzten Preisausschreiben unter­
nommen hatte. A ber die Schüler

haben sich durch die ihnen un­
gewohnten Aufgaben nicht ve r­
blüffen lassen. Dazu w ieder ein 
kleine* Geständnis: anfangs
ga lt das Interesse vor allem  den 
ausgesetzten Preisen. Zuerst sah 
man nur auf den Lohn der 
Mühe. Aber schon nach ein igen 
Tagen hatte der W issensdrang 
die Oberhand. Das bestätigen 
auch allgem ein zahlreiche B rie fe  
von Jugendlichen an das Büro 
der Bundeszentrale. Und so g in g  
es w eiter: Berliner Zeitungen 
waren auf einmal begehrte 
W are, und sogar die Erklärun­
gen  von Zugereisten galten als 
interessant. In  ein igen Klassen 
konnte die Schülermitverwal­
tung durchsetzen, daß während 
der Deutsch-, Gesehichts- und 
Erdkundestunden Berlin  Thema 
Nummer eins wurde.

T rotz  dieser eifrigen  Vorbe­
reitungen bleibt es wohl doch 
recht erstaunlich, daß von den 
25 000 Schulklassen, die sich an 
diesem Preisausschreiben betei­
ligten, kaum eine die w ichtigen 
Fragen  falsch beantwortet hat. 
In  kurzen, knappen Sätzen w ur­
den meist die Fragen  beantwor­
tet, Fragen, die von der Jury 
etw a so form uliert worden w a­
ren : Aus welchem Grund vor 
allem  geben vie le Zonenbewoh­
ner ihre Existenz auf und b it­
ten  in W estberlin  um A sy l?  —  
W arum  g ib t es an einem Ost­
berliner Zeitungsstand kein® 
Londoner „T im es“ ? —  Warans 
ist Berlin  eine Insel der F re i­
heit?  —  N ur die Frage, seit 
wann B erlin  Stadtrechta be­
sitzt, machte zahlreichen Schü­
lern Schwierigkeiten. Vermutlich 
würden jedoch auch ein K reuz­
berger Mädchen oder ein Jungs 
aus Neukölln über diese Ge» 
schiehtszahl „stolpern“ .

Von  einem Ergebnis, einem 
N iederschlag der Reise, kann 
noch nicht gesprochen werden. 
Immerhin waren aber schon 
manche Äußerungen, w ie  d ie 
eines Berufsschülers aus Bram ­
sche, zu hören. „M eine Klasse 
w äre sehr traurig gewesen, wenn 
w ir  statt der R eise einen w ert­
vo llen  Fiim apparat gewonnen 
hätten“ , so kommentierte er den 
Hauptgewinn. „F ü r uns bedeutet 
diese Fahrt mehr als acht schul­
frei® Tag®. Zum erstenmal ha»

ben w ir  die Möglichkeit, nicht 
nur entweder positiv oder nega­
t iv  gefärbte Berichte zu hören, 
sondern können uns selbst eine 
Meinung fibsr den anderen T e il 
Deutschlands b ild en .'

W ir  sind a lle nachdenklicher 
geworden . . sagte der junge 
Berlin-Besucher.

Moskau erhielt 
Gefangenenlisie

Bonn (E igenm eldg.) D ie  ers t» 
L is te  m it Namen von Deutschen, 
von denen man wisse, daß sie 
in. der Sowjetunion leben, Ist 
im  Bundesvertrlebenemnlniste- 
rium  fe rtigges te llt worden tmä 
w ird  in  Kürze der Sow jetreg ie­
rung übergeben. D ie L is te  ent­
hält nicht nur Namen von 
Kriegsgefangenen, dis sich noch 
vor kurzer Zeit ta der Sow jet­
union befunden haben und bis­
her nicht zurückgekehrt sind, 
sondern auch Namen von V er­
schleppten und Zivilinternlerten. 
Bundes vertrieb enenminlster P r o ­
fessor Oberländer bestätigte am 
Montag, daß die Bundesregie­
rung im  Frühjahr 1954 der So­
w jetregierung angeboten habe, 
fü r die Freilassung der deut­
schen Kriegsgefangenen be­
stimmte w irtschaftliche Entschä­
digungen zu leisten.

SSIs berhBrenl
B er  M eine TA G  wtaä ver­

sandt und " verte ilt oha© 
Rücksicht auf d ie politisch« 
Gesinnung des Em pfänger«. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt» 
denn sis haben m  nötiger 
a l» andera, di® W ahrheit za 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß aeino Post überwacht 
w ird , kann den irfemen' TA G  
also ruh ig bei der Po lize i 
oder beim  Bürgerm eister­
amt ©der bei seiner D ienst­
stelle ab geben. Ü b r ig e »« 
w ird  es auch dort 
gelesen.
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BILDES DEK WOCHE: Hochwasser durch Temperaturanstieg. Die überschwemmten 

Straßen ln Dietz bei Limburg an der Lahn. — Unten: Der deutsche Botschafter in 

Moskau, Dr. Haas, ist in der sowjetischen Hauptstadt angekommen. Unser Bild zeigt ihn 

vor der Abreise auf dem Flughafen Düsseldorf-Lohausen.


